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Diplomatie und Frieden statt Eskalation und Krieg
Butter statt Kanonen

1. Wir leben in einer der gefährlichsten Zeiten der Menschheitsgeschichte. Eine neu multipolare Weltordnung entsteht, überschattet von multiplen Krisen weltweit.  

2. Unsere zentrale Botschaft: Die SPD lehnt Krieg als Mittel der Politik ab. Friedenspolitik ist unser historischer Identitätskern. 

3. Wir setzen in den internationalen Beziehungen auf das Friedensgebot des Grundgesetzes und auf die Charta der Vereinten Nationen statt auf Kriegstüchtigkeit. 

4. Eine multiple neue Weltordnung beruht auf den Prinzipien der 17 UN-Nachhaltigkeitsziele.

5. Kirege zerstören die Umwelt und beschleunigen den Klimawandel.

6. Verteidigungsfähigkeit und Diplomatie sind zwei Seiten einer Medaille.

7. Wir wollen eine europäische Friedensordnung. Ihre Prinzipien sind Entspannungspolitik und Verteidigungsfähigkeit, eine gemeinsame Sicherheitspolitik, Kooperation und Vertrauensbildung, Gewaltverzicht, unverrückbare Grenzen, Souveränität der Staaten und die friedliche Lösung von Konflikten im Rahmen der OSZE. Eine europäische Friedensordnung schließt Russland ein.

8. Die EU verzichtet auf den Besitz von Atomwaffen. Stattdessen brauchen wir eine Stärkung des Atomwaffensperrvertrags und des Atomwaffenverbotsvertrags. Atomwaffen müssen tabu sein, auf ihren Ersteinsatz wird verzichtet. Europa muss atomwaffenfrei werden.

9. KI-gesteuerte autonome Waffen müssen verboten werden.

10. Rüstungsausgaben in Höhe von 5 Prozent des BIPs lehnen wir ab. Für die von der Trump-Administration willkürlich genannte Zahl gibt es keine Grundlage.

11. Deutschland darf nicht die stärkste Militärmacht Europas werden. 

12. Wir lehnen die geplante Stationierung von US-Mittelstreckenraketen in Deutschland ab. Sie heizen das Wettrüsten an und machen den Frieden unsicherer.  

13. Wir sind gegen die Wehrpflicht.

14. Die Trump-Regierung belastet die historisch gewachsenen transatlantischen Beziehungen. Die US-Administration lehnt das Völkerrecht und eine regelbasierte internationale Ordnung ab, die zunehmend zerfällt. Sie setzt eigene Interessen mit militärischer Gewalt durch. Die SPD muss das Völkerrecht und den Internationalen Strafgerichtshof stärken.

15. In dieser Zeit der multiplen Krisen und der Neugestaltung der transatlantischen Beziehungen muss die EU als Friedensunion das Ziel der strategische Autonomie und Souveränität verfolgen, die weit mehr als militärisch ist. Sie hat eine eigene politisch-ökonomischen Substanz. Ihr neues Wachstumsmodell beruht auf stärkerer Binnennachfrage, koordinierter Bildungs-, Forschungs- und Industriepolitik sowie in der Verringerung technologischer Abhängigkeiten durch eigene Innovationsfähigkeit. 

Hochrüstung führt zu Sozialabbau

16. Die exorbitanten Ausgabensteigerungen bei der Rüstung erhöhen den Druck, den Sozialstaat weiter abzubauen. 

17. Rüstungsausgaben, die über 1 Prozent des BIP liegen, werden nicht auf die Schuldenbremse angerechnet. Dies öffnet die Tür für unbegrenzte Rüstungsausgaben und führt auf Jahrzehnte zu exorbitanten Schuldzinsen. Dies ist entschieden abzulehnen.  

18. Kürzungen bei den Sozialleistungen werden ohne größere Rücksicht durchgepresst, Rüstungsausgaben ohne Widerstände durchgesetzt. Von der Kürzung beim Unterhaltsvorschuss um 245 Millionen Euro sind 80.000 Kinder betroffen. Dagegen will die Bundesregierung 400 Marschflugkörper von den USA kaufen, die laut einer früheren Beschaffungsanfrage 1,37 Milliarden Euro kosten.

19. Wachsende soziale Ungleichheit und Hochrüstung verstärken die gesellschaftliche Polarisierung. Gewerkschaften mobilisieren Proteste gegen den Sozialabbau. Wir stehen an ihrer Seite. 

20. Diplomatie setzt auf Abrüstung und Vertrauensbildung und öffnet damit die Spielräume für eine Politik der sozialen Gerechtigkeit.

21. Sicherheit darf nicht nur militärisch gedacht werden. Ein erweiterter Sicherheitsbegriff umfasst ebenso einen starken Sozialstaat, gute öffentliche Daseinsvorsorge und eine nachhaltige Demokratie. Dies festigt die gesellschaftliche Resilienz. 

22. Die historischen Grundwerte der SPD – Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität – sind mit Hochrüstung, der einseitigen Ausrichtung auf Abschreckung und dem Konzept der Kriegstüchtigkeit und Kriegsführungsfähigkeit unvereinbar.
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